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WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom22 . März1929

BürgermeisterSeitz cröffnet um17 Uhrdie Sitzung . Eswird

zunächsteine ReihevonAnträgenohneDebattegenchmigt .Soerhält derVerschö¬
nerungsvereinJedlesceeine Subventionvon3500Schilling ,die Reichsdeutschen¬
gilfe eine Subventionvon10 . 000Schilling ,die Fürsorgeder medizinischenFa¬
kultäteineSubventionvon2000Schilling ,ier WienerDehrera capellaChor
oineSubvontionvon500Schilling ,dieGesellschaftfürverfielfältigende
KundteineSubventionvon500Schilling ,die numismatischeGesellschafteine
Subventionvontausend Schilling ,das Gesellschafts -undWirtschaftsmuseumin
WieneineSubventionvon30. 000SchillingundderKreuzervereinwineschen.
von tausend Schilling .Die Einrichtung einer besonderenAbteilung fürRheumati¬

kerimKrankenhausderStadtWien ,derNeubaueinesPavillonsfürTuberkulo¬
tiker aufdemGebietedesKrankenhausesderStadtWien ,derBaueinerWohn¬
hausanlageauf demAlsergrundEckeHernalsergürtel -Alserstrasse ,inHietzing
in derEickelgasseundschliesslichin Döblingin derFlotowgassewerdeneben¬
falls ohne Debatte beschlossen .Dannwurden noch Ankäufe vonLiegenschaften ,

die23 .NovellezumKrankenversicherungsgesetz(FürsorgederGemeindeWienfür
die Orkranktenstädtischen Bediensteten ) undeine AufhebungderBestimmungen
über die Festsetzung von Parkschutzgebieten ohne Wortmeldungangenommen .

GR. Beisserbeantragt ,der vomArbeiterbundfür Sport undKörper¬
kulturin OesterreichbeabsichtigtenAnlageeinesSportplatzesaufdenvon
der GemeindeWienin BestandgenommenenGründendesaufgelassenenSteinbru¬
chesimGspöttgrabenin SieveringzuzustimmenunddasdurchdenBeschlussüber
denWald -undWiesengürtelbegründeteBauverbotfür die damitverbundenen
Zweckbautenaufzuheben .DerAsköwill dort eine SportanlagemitSprunggruben ,
Hindernisgarten ,Laufbahn ,Schiessportanlagenusw. errichten .

GR. Wawerka( . . ) kritisiert ,dass die Gemeindenur diesozial¬
demokratischenVereinefördere .Dieseerhalten Sportplätze undSubventionen,
während die anderen Vereine unerhört schäbig behandelt werden .So wurdeauch

der FussballklubHerthaumseinenFlatz gebramht .DieserVereinist einerder
populärsten VereineWiens . Erunterhielt in der Quellenstrasse aufeinem
städtischenGrundseinenSportplatz ,für dener sehrviel Geldaufgewendethat .
DerAsköist wiederholtanihnherangetreten,umihnzumBeitrittzumAskö
zu gewinnen .Der Verein hat aber imnerwieder abgelehnt.EinigeZeitnach¬
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her erhielt er aber vonder Gemeindedie KündigungundmusstedenSportplatz
räumen . Erist jetzt gezwungen ,seine Wettspiele auf fremden Plätzen durchzu¬

führen ,wasfür dieHerthadenfinanziellenUntergangbedeutet .Wennalsoder
AsköeinenSportpåatzbekommt,sohat die Gemeindedie Pflicht ,auchdemVer-¬
ein Herthadieselbe Förderungangedeihanzu lassen ,( Beifall ) .

GR .Pfeiffer( . . )erklärt ,dasses unmöglichist ,aufdenGründen
desaufgelassenenSteinbruchesimGspöttgrabeneineSportanlagezuerrichten.
Eskönntendort allenfalls nurSprunggrubenangelegtwerden ,eineLaufbahn
oder ein Spielfeld sei ein Ding der Unmöglichkeit .Wieder Referent aberver¬

auch
ratenhat,soll dort vomAskö/einSchiessplatzangelegtwerden .( Hört!Hörtrufe
bei der Minderheit ) .Es wirdsich dahergar nicht umeine Sportanlagehan¬
deln ,sondernebenumdie ErrichtungeinesSe
dass die Sportstelle der Gemeinde ,wie ichm
AnlageeinesSportplatzegimGspöttgrabeng
tet auchdieserAntragwiedereineganzbeso

chiesplatzes .Beweisdafürist ,
ich überzeugen konnte ,vonder
ar nichtsweiss .Ansonstenbedeu¬
ondere Bevorzugung des Askö .Genau

dasselbefindenwirbei derVergebungderSportsubventionen.Für1929sind
dafür60 . 000Schillingvorgesehen .DiesozialdemokratischenOrganisationen
erhalten 45 . 000Schilling ,der Körpersportverbandaber nur 8000Schilling ,die
christlichen Vereinehur 5000undder deutscheTurherbundgar nur 2000Schil¬

ling . Diesbeweist ,dass es der Gemeinde nicht um die Sportförderung zu tun

ist,sondern vor allem umdie Förderungder sozialdemokratischenParteiinteres¬
sen . DieVerlageselbst segelt unterfalscherFlagge ,da es sich nicht umeinen
Sportplatz ,sondernumeinen Schiessplatz handelt .Dagegenmüssenwirden
schärfsten Protest einlegen .( Beifall ) .

In seinemSchlusswort stellt der Referent fest ,dass dieGemeinde
durchdie Notwendigkeitder Errichtung vonVolkswohnhäuserngezwungenist ,
alle ihr gehörigen Baugründe ihrer eigentlichen Bestimmungzuzuführen .Das
war auch beim Herthaplatz der Fall . Wennder GemeindeeinEnteignungsrecht
zur Verfügungstände,könntenebenandereBaugründeverbautwerden . GR.Beisser
bestreitet die Unmöglichkeit der Errichtung eines Sportplatzes imGspött¬
graben .Die Pläne für die Sportanlage wurden schon vorgelegt .( Beifall ) .

Der Referentenantrag wirdangenommen.

ST. . Breitnerberichtet überdenAntrageing :ReihevondemGe¬
meinderatvorgelegtenZuschusskreditenzugenehmigen.EshandeltsichumZu¬
schusskredite die sich teils für das Jahr 192 teils für ds Jahr 1929als

notwendigerwiesenhaben .Einer besonderenHervorhekungwegenseinerGrösse
bedarfder Zuschusskrefitvon20 Millionenfür das Wchnungs- undSiedlungs-¬
wesen .Währendsonst die Liquidierung der Röchnungenlöngere Zeitdauert ,
war es diesmal möglichdiese Liquidierungrascher vornehmenzu könnenda
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infolgedessdurchdie Witterungsverhältnisseeingetretenenvollständigen
StillstandsinderBautätigkeitallebeidenBautenbeschäftigtgewesenen
KräftezurLiquidierungderRechnungenverwendetwerdenkonntenundsich
ausserdemdurchdieEinstellungeinerReihevonBuchungs-undRechenmaschi¬
neneinewesentlicheBeschleunigunginderVerrechnungmöglichwar. !i .

Heuteist
derZustanderreicht ,dassalles ,wasanRechnungenausfrüherenJahrenvor¬
liegt liquidiert ist .

GR.Zimmerl) . . )bemerkt,diePostdon20 .Millionen,diefürdas
Wohnungs-undSiedlungswesenalsZuschusskreditangesprochenwerde,entsprehhe
in keiner Weiseder Verfassungdie bestimmt ,dass die Ansätze desVoranschlages

mitpeinlichsterGenauigkeitaufzustellensindunddassnurunvermeidbare
Ueberschreitungeneintretendürfen. Eshandeltsichhiernichtnurumkeine
unvermeidbaneUeberschreitungsondernumüberhauptkeineUeberschreitunges
wirdvielmehrdieEinstellungvonRechenmaschinenvorgeschützt,zudemZweck
umden Rechnungsabschlussdes vergangenenJahres zu korrigieren .Auchdie

ArtderBedeckungist absolutunzulässig .DieseAusgabewirdaufdieReser¬
ve für unvorhergeseheneAusgabenzu Lasten der Kassenbeständeverwiesenuhne

dassdie KassenbeständedesJahres1928auchnurumeinenGroschenvermindert
werden .DasJahr 1928wyfür HerrnBreitnerein sehr günstiesJahr ,dasich
auf allen Seiten Mehr- Eingängeergaben .DerRechnungsabschlussdiesesJahres
hätte also bedeutende Ueberschüsse aufzeigen müssen .Aber Stadtrat Breitner

brauchtein Defizit unddarumwerdeneinfach 20 Millionenauf dieBebarung
des Jahres 1928 zurückgeworfen .Umdas der Bevölkerung verst ändlich zuma¬

chen wird erklärt ,manhabe rascher liqudieren könmen ,weilRechenmasbhinen
eingestellt wordensnd und die Organedes Bauamtszur Verrechnungherange¬
zogenwerdenkonnten . Wirhabennichtsdagegen ,dassdie Rechnungenraschli¬
quidært werden ,aber das alleshätte nicht auf das Jahr 1928 sondern auf das

Jahr1929verrechnetwerdenmüssen .BeidenstädtischenWohnhausbautenhat
jetzt überhaupt eine ganz neue Formulierung platzgegriffen ,indemnämlich

nicht die genaue Kostensumme genannt ,sondern nur gesagt wird ,dass die Bau¬

kosten " voraussichtlich "so undscviel betragen werden .Bei den Haus - undGrund¬

ankäufen wird überhaupt nur gesagt ,was der Quadratmeterkostet ,nichtaber ,
was für die Gemeindesonst an Kosten und Spesen aufläuft .Einnen solchenVor- ¬
gang gegen die Verrfassung kann sich der Gemeinderat nicht gefallen lasenn
In Wirklichkeit ist die Finanzgebarung der Gemeinde eine Finanzdiktatur ,ein

Finanzfraschismus(LebhafterBeifallbeider . . )
GR. Kunscihak ( . . ): Diefür die städtische Wohnbaupolitik verant¬

wortlichen Faktoren kümmernsich ,wie aus einer Reihe von Details desRech¬
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nungsabschlusses hervorgeht ,keinen Tfiffferling umBudgetgrundsätze ,um
Bostimmungendes GomeindestatutosundumBeschlüssedes Gemeinderates .Zwei
städtische Bauentscheidungen über welche der technische Ausschuss am30 . Sep¬
tember 1925 und am 27 .Jänner 1926 Beschluss gefasst hat und die über s ehr

beträchtliche Beträge für städtische Wohrhausbautenverfügen ,sind demGe¬
meinderatüberkuptnicht vorgelegtworden ,obwohlsie nachdemGemeindesta¬
tut derGenehmigungdesGemeinderatesbedürfen( Hört! Hörtbei der . . )Piese
zwei Fälle sind sicher nicht die einzigen .Und sie laasen bofürchten/ ,dass

sich innerhalb der städtischen Wohnbauverwaltungnoch viel bedenklichere
Dinge abspielen .Eine zweite Sache die zeigt ,mit welcher Willkür seitens der

städtischen Wohnbauverwaltung vorgegangen wird ,bildet die Tatsacho ,dass

Bautenvorgenommenundgrosse Summenausgezahltwurden ,die derGemeinderat
noch nicht genchmigt kat .So wurde der Bau Rüdengasse - HagenmüllnergasseGell¬

nergasse begonnen und Rechnungenin einem Augenblick honoriert ,wo nochgar
kein Gemeinderatsbeschluss berlag ( Hört ! Hörtbei der . . )Ein Bau im16- ¬

Bezirkwurdeerst am12 .Juli 1927genchmigt ,aberimJahre1926fürdiesen
Baubereits Zahlungenvonfast 18MillionenSchillinggeleistet(Hört!Hört
bei der . . )Achnliches gilt von demBau Weinhausergasse -Währingerstrasse¬

Gentzgasse ,VondemBauYbbstrasse ,Margaretenstrasse ,vondemWohnhausbau
inierErzherzogKarlstrasse. EswerdenalsoBautenaufgeführt,langebevor
der Gemeindorat um seine Zustimmung geffagt wird und es worden von der Ge- ¬

meindeverwaltungBeträgeliquidiert ,angewicsenundhonoriert ,ohnedass
fürdieseBeträgeeinBeschlussdesGemeinderatesvorliegt(Hört!Hörtbeider

. . )EinanderesKapitelsinddie beispiellosenUeberschreitungenbeiden
städtischenWohnhausbautendie entwederein Beweissindfür dieUnfähigkeit
der für die Vergebungder Bauarbeitonin Betracht kommendenOrganeoder
ein Beweisdafür ,dassmandemGemeinderatfür seineBeschlüsse nurHaus¬
nummernvorlegt .Wasvonbeidemrichtigist ,kannichnichtfeststellen ,abe
beidesist für die Gemeindeverwaltungdiffamierend( LebhafterBgifallbeide

. . ) Schat sichbei demWchnhausbauVanderNüllgasse-Alxingergasbis

BauBrümnerstrasse,KestnergasseeineUobershreitungvon3919Prozent.
zum31 .Oktohr1928SineUoberschreitungvon56Prozentergeben,beid

bei demBauGrostgasse -Alzingergasse -Vander Nüllgasseeinesolche
von4113Prozent(Eört!Hörtbeider . . )BeidemBauVIlI . ,Pfeiffer¬

BeidemBauThurygasse-FechergasseeineUeberschreitungvon26 ' 6Prdzent,

gas ine solch vonA1

noUeberschreitungvor

13Prozentbei demBauMargarctengass-Sieben¬
brunnengrasseeine Uoberschreitungvon23 ' 2Prozent ,bei demBauKreuzgasse

7B5oz nt(HörtHörtbeider. .)
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FürallediegeBautenliegendieendiltigenAbrechnungnnochgarnichtvor¬
Aberauch die Verrechnungbei den städtischen Bautenselbst stimmtnicht ,Es
werden immer Nachzahlungen geleistet .Für die Bauten vom Jahre 1923finden

sichnochRestzahlungenimAusweisvon1927,fürdieBautenvomJahr1924
RestzahlungennochimAuswis vomJahre 1928 . DieAbrechnungdauert alsoun¬
gefähr 4 Jahre .Aber auch sonst ergeben sich Unehenheiten undUnklarheiten .
Sonwurdenåm11 .Juni 1924 1o Millionen als Zuschusskredit für die Wohnhaus- ¬
bauten des Jahres 1924 genehmigt ,in Wirklichkeit aber nur 5Millionenge - ¬

braucht .Diese Tatsache lässt alle möglichen Deutungen zu .Es ergibt sich

daraus ,dass Zuschusskredite nicht nach dem wirklichen Bedarf sondern a
fond werdu VomStadtrat der Verwaltungsgruppe II in Anspruch genommenwer¬

den .Cder bei einen am 18 . September1925 vomGemeinderat in Anspruchge¬
nommenenNachtragskredit hätte ein Betrag von h ein halb Millionen Schilling

unter dem Titel Minderausgabe seine Deckung finden sollen ,in Wahrheit sind

aber unter diesem Titel 5 ein halb Millionen Schilling mehr ausgegeben wor¬

den . Dassind Preisaufgabenin der städtischen Wohnhäuserverwaltüng,dieüber- ¬
hauptnicht zu lösensind . BisEndeOktober1928wurdenan Mehrkostenfürdie
städtischenWohnhausbautenfast 16MillionenSchillingverausgabtwozu
nochdie in demvorliegendenRechnungsabschlussenthaltenenRoMillionen
kommen,sodassmiteinerUeberschreitungvonfast 70MillionenScohilling
bei den städtischen Wohnhausbauten zu rechnen ist . Eineteilwese Erklärung
für diese Ueberschreitungen liegt darin ,dass fast kein einziges Wohnbau¬

projckt durchgeführtwordenist ,dass vielmehrVeränderungenvorgenommenwor¬
den sind ,umparteipolitische Institutionen in den Wohnhausbhutenunterzu¬
bringen ( LebhafterBeifall bei der . . )Der Gemeinderathat das RochtAufklä¬

rungüberalle diegeDetailszu verlangen . Wirfragenobes wirklichrichtig
ist ,desshunmehrallestädtischenWohnhausbautenabgercchnetsind ,dass
also diese 20 Millionender letzte Zuschusskreditfür städtischeWohnhaus¬
beutensind .WeitersfragenwirgwelcheBeträgefür die Wohnhausbautenseit
dem31 .Oktober1928bis zum31 .Dezember1928verausgabtwordensind ,unter

welchemTitelundfürwelcheBauobjcktesieverausgabtwurden.Schliesslich
habenwirzu fragen ,bei welchenBautendie Mchrerfordernisseentstandensin
undauswelchenGründen.AlledieseFragenkönnenimAugenblicknichtgeklär
werden .Ichstellc eaherdenAntrag ,derAntragbetreffenddieGewährung
einesZuschussikreditesvon20MillionenSchillingfürWohnhausbautenwird
an den Stadtso ;nat rückverwiesen .DeramtsführendeStadtrat der GrupoII
wirdbeauftraggt ,denerwähntenAntragmiteinerDetailaufstellungderfür
die Sinzelnen .BautonerforderlichenSummezuergänzenundihndemGe-¬
meinderat,sodtlennwiederverzulegen.AusserdemwirdseramtsführendeStadt.
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rat der Gruppe II beauftragt ,gleichzeitig auch einen Nachweis über die seit

dem31 . Demmber1928tatsächlichaufgelaufenenKestender Wohnungsbautender
Gemeinderatvorzulegen. ST. . KunschakersuchtschliesslichüberdenRück¬
verweisungsantrag getrennt abzustimmen ,und bemerkt zumSchluss an derStel¬

lungnahmederMehrheitzudemRückverweisungsanträgewerdedieCeffentlich“
keit erkennen ,oh die städtische Wohnhausfrage eine nähere Untersuchung

verträgt oder ob sic sie zu scheuenhat ( LebhafterBeifall undHändeklatschen
bei der . . )

Bgm .Seitz bemerktzu demRückverweisungsantragdesSt. . Kunschak,
dass ein selcher Rückverweisungsantrag nach der Geschäftsordnung nicht zu¬

lässig sei . DemWunschedes St . . Kunschakkönnte lediglich in der Ärtent -
sprichenwerden,sdssderEgm.nach§22derGeschäftsordnungdasGeschäfts¬
stückvonder Tagesordnungabsetzenwürde .Bevorich aber ,sagt derBürger¬
meister eine solche Entscheidungtreffen kann ,mussich den Reforentenhö¬
ren . St ,. Breitner Da es durchaus mdglich aufalle /wesentlichen vomSt . R.
Kunschak vorgebrachten Punkten unmittelbar eine Antwort zu geben ,liegt
eine Nötigung ,den Gegenstand von der Tagesordnungabzusetzen nicht vorund
es kann auch vom Standpunkt der Minderheit nicht erwünscht sein ,dass un¬

ter demEindruckderhiererhebenenEinwendungendieAbsetzungvonderTa¬
gesordnung erfolgt .

St . . Kunschakzicht seinen Rückverweisungsantragzurück .
MG .Direktor DrHartl : Ausden Ausführungendes HerrnSt . . Kunschk

scheint hervorzugehen ,dass er der Meinungist,es müsse ,wenndie imVoraus
für einen Baufestgesetzte Summeüberschritten wird ,dieseUeberschreitung
abermals vom Gemeinderat genchmigt werden .Dazu mächt ich folgende bomerken :
Nach § 89 Funkt g der Gemeindeverfassung ist das Prolckt jedes Neubauos ,

der voraussichtlich mohrals 30 . 000Schilling kosten wird ,demGemeinderat
vorzulegen .Dasist auchimmergeschchen. DerBetragvon30 . 000Schillingist
ausserordentlich niedrig und die Kompetenzdes Gemeinderatesin dieserBe¬
zichung daher zsicherlich schr weitgehend . Die Vorlage des Projektes eines

Noubaucshat ausch einen Sinn nach der Bauordnung ,weil BautenderGemeinde
über ein gowisssesKostenausmasshinaus -und hier bezicht sich dieBauord¬
nungauf die Gezemeindeverfassung -vomGemeinderatgenchmigtwordenmüsson.
Damiterschspft sich aber die Kompetenzdes Gemeinderatesbezüglichder
Noubauten . Wennmsich ein hlhores Erfordernis für einen solchen Bauorgibt ,
so ist ,verausg wesetzt ,dass dieser Betrag in domvomGemeinderatgonchmigte

Gesamtkreditnocschbedecktist ,nur der Ausschusszur GenchmigungdieserUebe
schreitung komperetent ,da ier Ausschuss in allon Fragen kompetent ist ,die

licht andereniemeindeorganenzugewiesensind ,Sinidiewchrausgabennicht
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bedeckt ,dann tritt bekanntlich das Verfahren ein ,dass der Ausschussda¬

rüber schlüssig wird ,ob diese Ausgabe geleistet werden soll und sie be - ¬
schliesst unter der Vonussetzung ,dass der amtsführende Stadtrat der Grup - ¬

pe II zustimmt .Aber der Gemeinderat wird in dieser Sache nicht mehrbe¬

fasst ,Nurin demeinenFalle wenndasProjewtgeändertwird ,hat derGe¬
meinderat neuerlich Stellung zu nohmen .Nach unserer Verfassung ist also
die Genehmigungeiner solchen Ueberschreitung zweifellos Sache desAus¬

schusses .
St . . Kunschakführt aus ,dass sich der Magistratsdirektor seine Auf - ¬

gabe sehr leicht gemacht .Der Ausschuss ist verpflichtet ,sich streng imRah¬
mendes vomGemeinderatbeschlossenen Budgetszu halten .Im Falle einerun¬
vermeidlichen Ueberschreitung muss aber demGemeinderat Bericht erstattet
und von ihm die Genehmigungeingeholt werden .Die neue Verfassung hat die
Kompetenzdes Gemeinderates insoferne eingeschränkt ,dass demGemeinderat
überZuschusskreditenur periodischBerichtzu erstatten ist .DiePraxisnun
beweist ,dass dem Gemeinderat die Kompetenzzusteht ,diese Beträge zugenah¬

migen . Esist daher ausser Streit gstellt ,dass eine sumarische Genehmigung

unzulässig ist . DerGemeinderatbewilligt die einzelnen Bauten ,folglich muss
er auch die Kosten bewilligen .Wenn nun der Gemeinderat im Dezemberdas

Budgetbewilligt ,der Ausschussaber selbsrherrlich verfügt ,ist dasselbst¬
verständlich nicht im Sinne der Verfassung . Esist Pflicht ,demGemeinderat
auch dieerforderlichen Kosten eines Bauvorhakens vprzulegen,wie es auch

imSinnederaltenPraxisgelegenist . Esdürfenabernichtdievoraussicht¬
lichen Kostensein ,sondernbestimmte .DieUeberschreitungsolcharBeträge
gehörtnunin denGemeinderat ,dennsonstwürdedieser vonZuschusskrediten
überhaupt nichts erfahren .Dass das in den Intentionen des Bgm .gelegenist ,

daraushat er keinenHehlgemacht .DiesachlicheVerantwortunghat ernicht
zu tragen ,die fällt den Fachreferenten zu .Wenn diese nun nicht unter Kon¬

trollegestellt werden,bleibt von der Kompetenz des Gemeinderates dannüber¬
haupt nichts mehr übrig .Das ist der entscheidende polit ische Punkt im Ge¬

meinderat ( Beifall bei der . . )

Bgm .Séitz erklärt ,die VerfassungsrechtlicheFragemüssevollkommen
klargestellt werden .WennSt .R .Kunschakgemeinthabe ,der Bürgermeisterwoll
seine Verantwortungabwälzen ,so erkläre ich ,für die verfassungsmässigrich
tige Behandlungjedes Referates die volle Verantwortung zu übernchmen .Die
sachliche Verantwprtung obliegt demamtsführenden Stadtrat ,der für die
strenge Einhaltungder Vorschfiftan zu sorgen hat .DerMagistratsdirektor
hat de verfassungsrechtliche Frage klarg t .Herrscht jetzt darüte

volle Klarheit oder ist jemandeiner anderenAuffassung ?InallenVorfas .
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sungen ,sc auch in der Bundesverfassung,ist festgelegt ,dass derpolitischen
Kärperschaft ,die dasBudgetzubeschliessenhat ,überdieUeberschreitungen
Beriodischzu berichten ist . Wirgehenaber weiter .WährendzumBeispiel
der BundeinenvomTarlamentbeschlossenenBaueinfachausführt ,wirder
bei der Gemeindeerst der Beschlussfassung von drei Instanzen ,demAusschuss ,
demSenatunddemGemeinderatunterzegen .Wennnunein Projektdurchgeführt
wird und sich dabei höhere das Budget überschreitende Kosten ergeben,sc ist
demGemeinderatdarüber periodisch Bericht zu erstatten .So istes inder
Verfassungfestgelegt .( Eufebei der Minderheit :WirwollenabereineDetail¬
lierung ! ) Wennbei einemsolchenperiodischenBerichtein Gemeinderatweitere
Auskünfteverlangt ,werdenihmdiesegegebenwerden .Esist keinGroschenohne
Bewilligungverausgabtworden .( Rufebei der Minderheit ;Dasist nichtwahr! )
HerrStadtratKunschak,könnenSie darüberBeschwerdeführen ,dassirgendein
Bctrag ausgegeben wurde ,der nicht verfassungsmässig genchmigt wordenist ? (
St . . Kunschak :Ja ,ich kann Ihnen die sheriftlichen Beweise liefern ! ) St . R.

Kunschak ist eben der Meinung ,dass vorfassungsrechtlich über eine Ueber¬

schreitung nicht vomAusschuss ,sondern vomGemeinderatzu beschliessensei .
Das ist aber - wienunmehr einwandfrei feststeht - falsch .( Lebhafter Beifall ) .

Fag . Dir .Hartlstellt fest ,dass selbstverständlich jedes Bauprojekt
dem Gemeinderat zur Genchmigung vorgelegt werden muss ; obensojede Aenderung .

drig ist ,dann muss er das richtigstollen :

St . . Breitner : Eskann durchaus sein ,dass die Verfassung nibht in alle

einzelnen B .stimmungen der Minderheit als richtig und zweckmässig erscheint

Aberhier handelt es sich ausschliesslich nur darum ,ot das ,wasgeschieht ,
der Verfassung entspricht .Und das ist unzweifelhaft vollständig verfas¬

Sungsmässig .Wäre dem nicht so ,dann müssts das Kontrollamt gegen eine sol¬
che Vorfassungswidrigkeitmit aller Energis einschreiten .VoneinerFerlet¬
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zungderDemokratiekannabsolutnichtgesprchenwerden. Eskannnichtein
Groschen ausgegeben werden ,der nicht von einem Ausschuss ,in demauchdie

MinderheitnachdemProporzvertreten ist ,genehmigtwordenwäre .JedesMit¬
glied desStadtsenateshat dasRechtin jedemAusschussdasWortzu ergrei- ¬
fen und zu den Anträgen Stellung zu nehmen .Der grossen Oeffentlichkeit steht

dasgedruckteBeschlussprotokollimAmtsblattzurVerfügung.IrgendeineVer¬
letzungdesdemokratischenGedankensist alsonichtfestetellbar .DieVerrech¬

nung der Kosten für die Wchnbauten ist nicht einfach .Auch im Frieden haben

AbrechnungenmehrereJahregedauert . Essei nuraufdasVersorgungsheimverwie
sen . Beiden20 MillionenSchilling handeltes sich umrund1ooBauteninden
verschiedenstenStadienderBauführung .InfolgederabnormalenKältesind
die Arbeiten eingestellt worden und es liegen mehrere tausend Rechnungenvor .

DieseRechnungennunaufdasJahr1929zubuchen ,wäreunrichtig .(Beifall ).
GR .Kunschakberichtigt tatsächlich ,dass in denJahren1925bis1927

eine Reihe von Wehnbautenerst viel später vomGemeinderat beschlossen wor¬
den sind ,vorher aber schon hiefür grössere Summenverausgabt wurden .Inallen

diesen Fällen ist das Kontrollamt nicht eingeschritten .
St. . Breitner : stelltfestmdass cs sich hier umdie KestenderGrund-¬

räumunghandelnkann . Eswerdejeder einzelneFall überprüftwerden.
GR. Zimmerlberichtigttatsächlich ,dassdie Minderheitfür eineBe-¬

schleunigteAuszahlungder Rechnungender Gomeindelieferanteneintritt ,dass
aberzweckmässigerweisedieseBoträgeaufdaslaufendeJahrzubuchensind .

DerAntragKunschakaufVorlageeinerDetailaufstellungderZuschuss
kredite für Bauten wird abgelehnt und der Referentenantrag angenommen .

GR .Stubianek berichtet über die Einrichtung einer neuenFeuerwache
im Kahlenbergdorf .Die Kesten betragen 150 . 000Schilling .

GR .Hengl ( E . . )bemängelt den Standort der deswegen sehr ungünstig

ist ,weiler sich imBergterrainbefindet .DieMehrheitvernichtediefreiwil
ligen Feuerwehren ,wodurch die Bevölkerung der ländlichen Gebiete Wiensschwe

geschädigtwerde .Diesist bereits wiederholtfestzustellen gewesen .DieBevö!
kerung denkt bereits daran einen Ersatz zuschaffen .

GR .Stubianek erwidert ,dass die Fortschritte der Technik eine Aus¬
gestaltung der Berufsfeuerwehr notwendig machen ,was die Auflösung vieler

freiwilliger Feuerwehren zur Folge hat .Die Mehrheit ist kein Gegner der

freiwilligen Feuerwehren ,was wiederholt bewiesen wurde .Der Antrag wird ange
nommen .

GR .Hiossberichtct über das Subventicnsansuchendes VereinesZugend
und Zeit . DerVerein veranstaltet vom 1 .bis 20 .Juli eine grosse Ausstellung

die der Jugonddiekulturell Eztwicklung der vorschiedenen ndor
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sell und annder auch die Arbeiterkammer mitwirken wird .Es wird eine Subven
tion von 3coo Schilling beantragt .

GR .Prinke ( . . )erklärt ,dass trotz eifrigsten Forschens die Existo .
dieses Voreines nicht eruiert werden konnte .Sicherlich hat der Verein noch

nichts geleistet aber er wird schen mit 3000 Schilling subventicniert . Red
ner urgiert seinen Antrag auf Gewährung einer Subvention von 15 . 000Schil¬

ling für den Reichsbund der katholischen Jugend ,den er schon vor vier Mona

ten gestellt hat .( Beifall bei der . . )
In seinemSchlussworterwidertder Referent ,dassder Vereindadurch

nützliche Arbeit leistet ,dass er die Jugendmit den Vorgängenvertraut
macht ,die draussen in der Weltvorgehen .

Der Antrag wird angenommen .
7
GP .Hiess beantragt ,dem Tierschutzverein Bundesgebiet Oesterreich

eine Subvention von 3000 Schilling zubewilligen .
TTP GR. Jlireich( . . )erklärt ,Tierschutzist wohleineKulturangelegen¬

heit ,aber keine Klassenangelegenheit .Die jetzige Gemeinderatsmehrheit
aber hat auch den Tierschutz verpolitisiert ,Der Tierschutzverein Bundesge¬

biet Cesterreichist nicht einmalfür die Katze ,da er nicht einmalimstan¬
deist ,sich einerKatzeanzunehmen,Deralte Tierschutzverein ,derüber80
Jahre tätig ist,kann auf grosse Leistungen zurückblicken .Manhat ihmaber
jede Förderungentzegen .DerRednerbeantragt ,demWienerTierschutzverein
eine Subvention von 1500 Schilling zu bewilligen .( Beifall bei der . . )

GR. Hiesserwidert im Schlusswort ,dass tausende von Menschanfrohsin
dass der neuc Tierschutzverein besteht .Im alten Tie rschutzverein habensic

Dingeabgespielt ,die die Erkenntnis reifen liessen ,dass mandort fürien
Menschenschutz nicht viel übrig hat .

Der Roferentenantuag wird angenommen ,der Antrag Ullreich der ge¬

schäftserdnungemässigen Bohandlungzugeführt .
St . R ,Prof . Dr .Tandler berichtet über die Erweiterung des Stadion - ¬

geländes . Eshat sich erwiesen ,dass das ursprünglich bestimmte Gelände ,das
18 Hoktar gross war ,zu klein ist . Daserweiterte Gelände ist nun 2Hektar

gross . DieGrösse des Geländes bietet die Gewähr ,dass insbesonders zwischer

der Rotunde und der Hauptallee der Baumbestand erhalten bleibt .Dort soll

eine Art Verhain zum Stadion erricktet werden .

GR .Körber ( E . )weist darauf hin ,dass auch der erweiterte Platz no¬
zu klein ist .Das Gelände soll noch mehr erweitert werden ,um jede Ausbau¬

möglichkeit des Stadions zu gewährleisten .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR .Pfeiffer ( . . ) bemerkt ,dass besondere Sicherheiten gebotensche :
nen ,wern die Hauptkampfbahnerrichtet wird,ohne dass ein Gesamtprojekt
vorliegt .Die Hauptkampfbahnwird Oberbanrat Schweitzer ausführen ,zu demm
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volles Vertrauen haben kann .In Aussicht ist eine geschlossene Arenagenomr
DasStadion sollte in erster Linie Unterrichts -undLehrzweckendienen .
Die Mehrheit will daraus ein sozialistisches Stadion machen .Wirfreuen

uns ,dass die sozialistische Arbeiterjugend ein eigenes Stadion habensol .
aber Sie werden um es rentabel zu machen ,noch die bprgerlichen Kreise her
anzieben müssen und dieses Stadion wird die Herrschaft der sozialdemckra¬

tischen Partei überleben ( Beifall ) .

GR .Rummelhardt( . . )bemerktgegenüberden AusführungendesVor- ¬
redners ,dass von einem sozialistischen Stadion kniWien keine Rede sein

dürfe .Er erhebt sodannBeschwerdedarüber ,dass zu derOffortausschreibung
nur zwei Oesterreicher und zwei reichsdeutsche Frchitckten herangezogen

wurden und protestiert namens der österr .Architckten dagegen ,dass das
boi derE .Projekt an einen ausländischen Architckten vergeben werden soll )Beifall

St .. Tandlerstollt fest ,dass niemandan oin sozialistischesSta¬
diongedacht habe . I" Von einer Benachteiligung der österreichischen
Architckten kann nicht gesprochen werden ,da 70 bis 80 Prozent aller
WienerArchitckten von der Gemeindebeschäftigt wordensoien .DasProjokt
ist an domim Stadionbau erfahrendsten Architekton vergeben worden ,da

mit Steuergeldern keine Experimonte gemacht worden dürfen .Im Uebrigenwerc
auch von diversen deutschen Städten österr .Architckten herangezogen .

Der Wähnhausbau XI . ,Römorsthalgassc - Herbertgasso( Kostenaufwand

75c . 000Schilling )der WohnhausbauII . ,Tandelmarktgasse(Kostenaufwand
170 . 000Schilling )soweie der Ankaufeiner Liegenschaft an derTrostgasse
im . Bezirk worden chne Debatto genchmigt .

St . . Weberreferiert über die Ausführung einer Zen ralwäscherei in
der WohnhausanlageXII . ,Gaudenzdorfergürtel( Kostenaufwand150 . 000Schil¬
ling ) . GR . Müller ( . . )wondet sich gegen die Errichtung grosser Wäschean¬

lagen und verlangt Aufklärung darüber ,ob dic Bewohner des Bobelhofes
zurBenützung der Wäscheanlage in der Klährgasse bwzw .eines Beitrages hie¬

für gezwungen werd n sollen . St . . Woberbemerkt ,dass auf don tochnighon
Fortschritt den dic Zentralwäschereien bodeuten nicht verzichtet werden
könne und boworkt ,dass von einem Zwang zur Bohrzung der Wäscherei in der
Klährgasse für die Buvohnor des Bebolhofos keinc Rede soi .

St . . Wober berrent . .sodann über den Wohnhausbau XII . ,Nouwaligasse
12 . GR . Gschladt ( . . )bemorkt ,dass die Wohnungsn in diesom Bau oin ausser
ordentlich geringes Ausmass haben ,und woist darauf hin ,dass os sich um
einen Grund dos Bürgorspitalfonds handle . St . R .Weber bemorkt hiczu os wäro
nur zu wünxchon ,dass nirgends kleinere Wohnungen gebaut worden . DieRogelu

der Eigentumsfrage sei einem späteron Zeitpunkt vorbchalten .GR .Eisinger
borichtet über die Aufwortung der Renten die durch die neuc Unfallver¬
sicherung notwendig wird .GR . Dr .Wagner beantragt den Gemeinderat eine Zu¬
sammenstollung aller derzeit in Kraft stohenden Beschlüsse des Gomeinde¬
rates betreffend die Unfallsfürsorge vorzulegen .Ebenso auch oine Zusammen¬
stollung aller Beschlüssc besoldungsrochtlicher Natur ,die mit der Unfils - ¬
fürsorge der Gemeinde in Vorbindung stchen .Der Roferentenantrag wird an¬
gonommn der Antrag Dr .Wagner der geschäftsordnungsmässigen Bghandlungzugewiesch .

Schluss der Sitzung 22130 Uhr .
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